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Andreas Pribersky

Bei ihrem Amtsantritt wurde die Bildung der österreichischen Regierungskoaliti-
on von ÖVP und FPÖ im europäischen bzw. EU-Kontext überwiegend als sin-
guläre politische Verbindung einer konservativen mit einer rechtspopulistischen
bis rechtsextremen Partei angesehen und aus der Entwicklung des österreichi-
schen politischen Systems nach 1945 zu erklären versucht. Von dieser Perspektive
war - und ist zum Großteil immer noch - die österreichische Diskussion ebenso
bestimmt (vgl. z. n. Pelinka 2001), wie sie ein Ausgangspunkt der sogenannten
»Sanktionen« der »EU 14« als Reaktion auf die Regierungsbildung war. Inder
öffentlichen Debatte wurde die Singularität dieser Regierungskonstellation inzwi-
schen durch den Wahlsieg des Berlusconi-Bündnisses in Italien relativiert, dessen
nunmehrige Akzeptanz (im Gegensatz zur ersten Regierungskoalition desselben
Parteienbündnisses) - bei allen Differenzen im Vergleich der rechten Koalitions-
partner - auch auf den vorangegangenen, »erfolgreichen« österreichischen Tabu-
Bruch europäischer Wertvorstellungen bezüglich einer Regierungsbeteiligung der
Rechten zurückgefuhrt wird; über einen Vergleich der EU-Reaktionen auf die
bei den Regierungsbündnisse hinaus und, in Verbindung damit, der jeweiligen
Bündnispartner, hat diese politische »Koinzidenz« bisher kaum zu Versuchen ei-
ner Rekonstruktion möglicher Parallelen der jeweiligen nationalcn Politischen
Kulturen gefiihrt.

Noch seltener wird auch jenes Bündnis in diesen Zusammenhang gestellt, das
der in Ungarn regierenden, nach eigener Definition nationalliberalen Regierungs-
koalition auf parlamentarischer Ebene mit den Stimmen der rechtsextremen MIEP
(Partei des des Ungarischen Lebens und der Ungarischen Gerechtigkeit) die an-
sonsten knappe Regierungsmehrheit und damit z. B. - unter Ausschaltung der
sozialdemokratischen und liberalen Opposition - die Kontrolle der öffentlichen
elektronischen Massenmedien sichert (vgl. Bayer 2001, 106). Dieses parlamentari-
sche Bündnis der ungarischen Regierungskoalition ist nicht das einzige Beispiel
einer »Einebnung der Schwelle« zwischen konservativen und rechtspopulistischen
und/ oder -extremen Parteien auf der »anderen« Seite des ehemaligen Eisernen
Vorhangs - das Bestehen auf einer schärferen Abgrenzung gegen rechtsextreme
Positionen bzw. deren Repräsentanten hat etwa auch zum Ausscheiden der polni-
schen Liberalen aus der Regierungskoalition mit den konservativen Post-Solidar-
nosc-Parteien und damit zu vorgezogenen Neuwahlen in diesem Herbst beigetra-
gen. Vergleichbare Abgrenzungsprobleme ließen sich - unter jeweils unter-
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schiedlichen Rahmenbedingungen der nationalen Politischen Kulturen - auch in
der rumänischen oder der slowakischen Regierungskoalition rekonstruieren und
bestimmen in allen angefiihrten Staaten die Problematik ihrer Positionierung ge-
genüber nationalistischen Oppositionsparteien mit.

In Ungarn wird darüber hinaus auch die Außenpolitik der nationalliberalen
Regierung von einer »Offenheit« gegenüber Bündnissen mit der populistischen
und extremen Rechten mit bestimmt. Ungarns Position zu den .8anktionen« ge-
gen die österreichische Bundesregierung, die unter den sogenannten Reformstaa-
ten Ostmitteleuropas am deutlichsten in einem Gegensatz zu den (zu diesem Zeit-
punkt noch) »EU 14« stand, war von dieser innenpolitischen Orientierung der
Regierungsmehrheit geprägt und wurde vom amtierenden Ministerpräsidenten,
Viktor Orbin, jüngst auf Italien ausgedehnt: Auf dem, kurz vor den italienischen
Parlamentswahlen abgehaltenen Parteikongress der stärksten Regierungsfraktion,
der Jungdemokraten (Fidesz-MPP) kündigte Orbin an, dass Italien im Fall von
EU-Sanktionen gegen eine Regierungsbildung Berlusconis mit derselben Solida-
rität des Nachbarlandes rechnen könne wie bereits Österreich - in dessen Namen
Bundeskanzler Schüssel sich bei dieser Gelegenheit ftir die ungarische Unterstüt-
zung während der Zeit der EU-Sanktionen bedankte. Man kann diese Solidari-
tätserklärung Orbins ftir die übertrieben sc1bstbewußte Geste des Spitzenpoliti-
kers einer »jungen Demokratie« im beginnenden ungarischen Vorwahlkampf zu
den - regulär im Frühjahr 2002 stattfindenden - Parlamentswahlen halten, Orb[ms
Vorstoß aber auch als Anhaltspunkt tUr die sich eröffnende Perspektive eines re-
gionalen Bündnisses der zur Zeit in den drei Staaten amtierenden Regierungen
verstehen.

II.

Den, nach dem Wegfallen des Eisernen Vorhangs über die ehemaligen Block-
grenzen hinweg sich eröffnenden politischen Beziehungen und Wechselwirkun-
gen werden jedenfalls m. E. in der öffentlichen Diskussion wie in der politischen
Analyse noch zu wenig Aufinerksamkeit gewidmet. Die Diskussion der Folgen
des Jahres 1989 Hir die europäische Politik erscheint in der Regel nach wie vor
zweigeteilt: Einerseits auf die Entwicklung der ehemaligen Einparteienstaaten, ihre
Anpassung an europäische Institutionen und Normen und die Probleme dieses
Anpassungsprozesses konzentriert. Andererseits steht im Blick auf die »westlichen«
europäischen Institutionen bzw. deren Mitgliedstaaten die Aufiuhmebereitschaft
gegenüber neuen Mitgliedern im Vordergrund der Überlegungen - wie sie etwa
in den regelmäßig in den EU-Ländern durchgefuhrten Meinungsumfragen zur
Erweiterung erhoben wird. Die mit der politischen Neuordnung Europas ver-
bundenen Probleme einer Redefinition der gemeinsamen europäischen Institu-
tionen ebenso wie der nationalstaatlichen Aufgaben werden in dieser Perspektive
auf »westlicher« Seite als Interessenkonflikte dargestellt, darüber hinaus aber über-
wiegend als Probleme der sogenannten Refomtländer, die vor allem am Beispiel
der Staatsteilungen und -neugründungen sowie am Entstehen eines »neuen« Na-
tionalismus deutlich werden. Krisen der staatlichen Selbstbildkonstruktion als Nach-
wirkungen des Wegfaliens des Eisernen Vorhangs erscheinen so als typische Pro-
bleme der »Neuen Demokratien«. Dabei wird übersehen, dass sich mit dem Ende
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der Nachkriegszeit den Staaten an beiden Seiten dieser ehemaligen West-Ost-
grenze Europas die Frage ihrer Reorientierung im Hinblick auf eine neue politi-
sche Bedeutung der West-Ost-Difterenzen ebenso wie - vor allem den unmittel-
bar an dieser Grenze gelegenen, wie Österreich und Italien, oder auch Griechenland
- der Neubewertung der Naehbarschafts- und regionalen Beziehungen stellt.

Im Unterschied zur ehemaligen Blockgrenze im europäischen Norden, an der
die europäischen Integrationsprozesse - bei aller Problematisierung des Verlusts
nationaler Eigenständigkeit - vor allem in Finnland auch als Ende einer margina-
len geopolitischen Lage erfahren werden (und im Unterschied zum Deutschen
~>Sonderfall«auf grund der Vereinigung), scheint das Wegf:111endes Eisernen Vor-
hangs in Griechenland, Italien und Österreich die nationalen Identidtskonstruk-
tionen unmittelbar in Frage zu stellen und - auf unterschiedliche Weise - einen
Diskurs des »Neopatriotismus« (Patriarca 2(01) auszulösen. Für Griechenland wird
dieser Diskurs etwa auf (zwischen)staatlicher Ebene am langjährigen Streit um den
Staatsnamen Mazedoniens und die auf Alexander den Großen zurückgdiihrte Flag-
gen symbolik des, aus dem Zerfall Jugoslawiens entstandenen Nachbarlandes deut-
lich.

IH.

Der Problernatisierung staatlicher bzw. nationaler Se1bstbild- und Rollenkonstruk-
tionen dürfte auch aufgrund ihrer primären Auswirkungen auf der Symbolebene
der staatlichen Selbstdarstellung in politischen bzw. politikwissenschaftlichen Ana-
lysen und Kommentaren nur ein geringes Augenmerk geschenkt werden. M.E.
wird die Bedeutung der symbolischen Repräsentation von Politik, die gerade im
Zeitalter ihrer bevorzugten Verbreitung über elektronische Massenmedien den
potentiellen Raum kommunizierbarer politischer Inhalte definiert (vgl. Edelman
19(0), imrner noch weitgehend untersc1ützt: Die Verbindung der Erfolge neo-
konservativer und rechtspopulistischer Parteien mit einer deutlichen Akzentuie-
rung der von ihnen angebotenen symbolischen Identitätskonstruktionen sollte aber
ein größeres Interesse an der symbolischen Ebene der politischen Repräsentation
weckerl.

In der symbolischen Politik der Regierungsmehrheiten Italiens und Österreichs
scheint der Rückgriffin die Archive der nationalen Symbole und Rituale nämlich
als Basis der politischen Repräsentations- und Werbestrategien zu dienen:
• In Italien ist auf der symbolischen Ebene Berlusconis Forza [talia selbst der deut-

lichste Ausdruck eines derartigen Neopatriotismus, deren Parteiname eben keine
politische oder ideologische Orientierung bezeichnet, sondern - in direkter
AnknüpftlI1g an die Alltagskultur des italienischen Fußball- die Repräsentation
der (gesamten) nationalen Identität Hir sich reklamiert; während nationale Sym-
bole wie die Trikolore bei Forza Italia am deutlichsten ins Zentnnn ihrer Re-
präsentation und Rituale gerlickt werden, erscheint der Diskurs des Neopa-
triotismus - dessen öffentliche »Wiederauferstehung« als Reaktion auf den Zerfall
Jugoslawiens und die Erfolge der sezessionistischen Lega Nord zu Beginn der
neunziger Jahre angesehen werden kann (Patriarca 2001, 23r - am s6rksten in
der Rhetorik der Allianza Nazionale präsent;

• In Österreich erscheint dieser neopatriotische Diskurs - wiewohl Splitter davon
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sich auch in der politischen Repräsentation der 80er und 90er Jahre finden
(etwa im Waldheim-Wahlkampf oder im Gebrauch von Nationalfarben und
Symbolen des »Nationalstolzes« - etwa über Landschaftsmotive und historische
Bauten - in der politischen Parteienwerbung) - zunächst als unmittelbare Re-
aktion auf die »Sanktionen« mit der Bildung der amtierenden Bundesregierung
verbunden: die gegen die Sanktionen bemühte Rhetorik des »nationalen Schul-
terschlusses« bedarf aufgrund der zahlreichen, dazu publizierten Analysen hier
wohl keiner weiteren Erörterung, und die »Weckung« »nationalistischer Ge-
ftihle« als Reaktion darauf wurde als eine Begründung fur deren Aufhebung
selbst im Weisenbericht angesprochen (vgl. Pelinka 2001, (3). Die Fortfiih-
rung dieses neopatriotischen Diskurses, auch nach dem Ende der Sanktionen,
kommt etwa auch in der, aus der Selbstpräsentation seiner Haltung gegenüber
den »EU 14« entwickelten Image-Konstruktion des amtierenden Bundeskanz-
lers als »standhaft« und »gelassen« zum Ausdruck (vgl. etwa das Kanzler-Porträt
im Profil Nr. 30/ 2001, 2(17), rnit der Wolfgang Schüssel rhetorische Anlei-
hen bei Leopold Figl, einem der Gründerväter der 2. Republik nimmt. Letzte-
rer hatte mit diesen beiden Adjektiven in der Rundfunkrede nach der feierli-
chen Unterzeichnung des Staatsvertrags 1955 den Erfolg der österreichischen
Verhandlungsstrategie erklärt (Dokumentation zur Zeitgeschichte 1975, 475).
Die Anleihe bei Figls Gründungsrhetorik soll in Schüssels Image-Konzept das
Schlagwort des »Neuen Regierens« mit aus dem politischen Gedächtnis Ver-
trautem zum Eindruck einer Neugründung der Republik verbinden: einern
Bild, das - in Umkehr der öffentlichen Wahrnehmung des Regierungsantritts
als, von einem in der 2. Republik bis dahin unbekannten Ausmaß an Ableh-
nung und Protest begleitet - in der Selbstrepräsentation der Regierung insge-
samt zur Konstruktion ihrer Legitimität eingesetzt wird.

Vom Versuch einer Repr;isentation politischer Legitimität durch den Rückgriff
auf (traditionelle) nationale Symbole erscheinen auch die politischen Kultur(en)
»Neuer Demokratien« in vielfacher Hinsicht geprägt: Das bekannteste Beispiel der
jüngsten Zeit daftir ist sicher die Irnagekonstruktion des, mit absoluter Mehrheit
neu gewählten bulgarischen Ministerpräsidenten Koburgotzki über seine Vergan-
genheit als letzter bulgarischer König vor Errichtung des Einparteienstaates. Auch
die amtierende ungarische R(:Rienmg versucht mit Rückgriffen ins Archiv der natio-
nalen Geschichte ihren Anspruch auf die Repräsentation der Nation als Ganzes zu
untennauern:
• Als ein Beispiel auf der Ebene der symbolischen Politik sei hier zunächst auf die

Übernahme der Stephanskrone als Symbol tausendjähriger Staatlichkeit in die
aktuelle Repräsentation des ungarischen Staates verwiesen, die mit deren -
damals umstrittener - Übernahme in das offizielle Staatswappen der 1990 be-
gründeten, demokratischen 3. Republik begonnen wurde. Die amtierende Re-
gierungskoalition hat einen »Staatskult« um die Krone in Szene gesetzt, der von
deren Transferierung vom Nationalmuseum ins Parlament als neuen Ausstel-
lungsort über eine Reihe von Zeremonien mit der Krone aus Anlass des Staats-
milleneums bis zur Gründung eines repräsentativen Gremiums von sogenann-
ten Kronwächtern aus den Spitzenrepräsentanten des Staates reicht; der
ursprüngliche Plan der Koalition, diesen Kronwächterrat und die Stephanskro-
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ne als ein Legalität begründendes Organ in die Verfassung aufzunehmen, schei-
terte nur auf grund der fehlenden Verfassungsmehrheit am republikanischen
Selbstverständnis der sozialliberalen Oppositionsparteien. Der »neopatriotische«
Diskurs der amtierenden ungarischen Regierungskoalition ist vor allem durch
derartige Rückgriffe auf die ungarische Geschichte zur unmittelbaren Legiti-
mation der aktuellen Politik und ihrer Repräsentanten charakterisiert.

IV.

Dieser flüchtige Blick auf die politische Symbolik der rechtskonservativen Regie-
rungsblöcke in den (nunmehr) drei Nachbarstaaten verweist aber nicht nur auf m.
E. bemerkenswerte Parallelen der Selbstdarstellung, sondern vor allem auch auf
ein gemeinsames Politikverständnis, das sich von konservativer Politik im »We-
sten« Europas am deutlichsten eben durch die fehlende Abgrenzung von der ex-
tremen Rechten unterscheidet.

Eine der Grundlagen für die »Offenheit« der drei rechtskonservativen Regie-
rungsblöcke gegenüber den daran beteiligten Parteien und Positionen der pop-
ulistischen bzw. extremen Rechten dürfte in deren Selbstverständnis als bzw. An-
spruch auf eine Repräsentation der gesamten Nation zu suchen sein, den sie auch
in ihrer symbolischen Selbstdarstellung zum Ausdruck bringen. Dieser Anspruch,
den in Ungarn u. a. die Stephanskrone verkörpern soll, kommt auch in der Über-
nahme von Ritualen wie den Reden an die Nation (Schüssel und Orban) und der
(Re)konstruktion bzw. Nutzung historischer Gedächtnisorte zur politischen Re-
Präsentation zum Ausdruck. Einer derartigen Image-Konstruktion der Spitzenpo-
litiker diente in Österreich etwa Schüssels Wechsel ins Mctternich-Zimmer als
Kanzlerbüro oder Orbans aufWendige Rekonstruktion eines historisierenden Mi-
nisterpräsidentbüros aus Kopien und Versatzstücken der Arbeitsräume bedeuten-
der Politiker aus der ungarischen Geschichte. Auch Berlusconi knüpft in seiner
medialen (Selbst)darstellung als »Commandatore« an metaphorische Bilder italie-
nischer Renaissanceherrscher an - die zumindest in den Massenmedien zur Be-
schreibung seines Lebens und politischen Stils Verwendung finden. Ihre langfristi-
gen politischen Konzepte und Ziele (wie etwa das sogenannte Nulldefizit) verkündet
die österreichische Bundesregierung in Großveranstaltungen in der Hofburg -
auch Schauplatz von Schüssels Rede an die Nation seit seinem Amtsantritt als
Bundeskanzler - deren Kulisse ebenso zur Unterstreichung des nationalen Anlie-
gens dienen soll, wie die Verwendung der Namen großer historischer Politikerge-
stalten zur Bezeichnung der politischen Langzeitprogramme der ungarische Re-
gierung, etwa des sogenannten Szechenyi-Plans zur Modernisienmg von Wirtschaft
und Infrastruktur.

Das diesen Repräsentationsfonnen zugrundeliegende Politikverständnis als Ver-
wirklichung gesamtstaatlicher, nationaler Anliegen ist zugleich eine der Rechtfer-
tigungen ftir die Öffnung der Regierungsgewalt zur Rechten: einerseits über den
Anspruch auf die »Integration« aller politischen Kräfte zur Verwirklichung natio-
naler Anliegen, anderseits in Übernahme eines traditionellen rechten Politikbe-
griffs, der seine politischen Ziele als Repräsentation der Interessen und Anliegen
der Nation - bzw. in der erneuerten, populistischen Fassung - ihrer (wie immer
jeweils definierten, im Sinne von abgegrenzten) »Bevölkerung« verstanden hat
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bzw. versteht. Der in Österreich von der Bundesregierung gegen die »Sanktio-
nen« - unter dem zeitweiligen Versuch von Strafandrohungen für »Abtrünnige« -
geforderte »Schulterschluss« war so gesehen nicht bloß deren Resultat, sondern
erscheint als wesentlicher Bestandteil neopatriotischer Politik: Auch in Ungarns
Ministerpräsidentenamt werden Listen jener Journalisten und Intellektuellen an-
gelegt, die dem »Image des Landes im Ausland« durch kritische Äußerungen »scha-
den«, und Berlusconi hat gar versprochen, Italien zu »retten« - die Ausrufung
eines pennanenten Notstands wird also zur Rechtfertigung der Abwertung jeder
oppositionellen Kritik, die nicht auf diesen gesamtnationalen Diskurs rekuriert.
Eben jener Notstand der Nation ist es aber, von dem die Rechte nicht nur her-
kömmlicherweise die Legitimität ihrer Politik abzuleiten versucht, sondern der in
ihrer populistischen Erscheinungsfoflll Volk und Nation verbindet: der Konstruk-
tion der bedrohten Nation entspricht die eines - vor allem durch »volksfremde«
Ausländer, Immigranten, etc. - bedrohten Volkes, das in einem gleichersam orga-
nizistischen Diskurs (der in der Metapher des bedrohten Volkskörpers seine meta-
phorische Entsprechung findet) erst aus dieser Bedrohung seine Konstitution als
Nation erfahrt. Der Versuch, einen Begriff von »Nation« und »Bevölkerung« (wie-
der)herzustellen, wie ihn die nationalen Bewegungen des 19. Jahrhunderts in Zen-
traleuropa entworfen hatten, kann als eine der Charakteristika des europäischen
Rechtspopulismus angesehen werden (vgl. Meny/Surel 2000, 204ft).

Im Zentrum dieses rechtskonservativen Politikverständnisses steht deshalb die
Medienpolitik, d. h. eine Kontrolle vor allem der elektronischen Massenmedien
im beanspruchten nationalen Interesse - als Grundlage sowohl einer Darstellung
der Bedrohung wie als Plattform eines, als Antwort darauf verstandenen, nationa-
len »Wir«. Hier werden Berlusconi zu Recht die besten Voraussetzungen zuge-
schrieben - wie schon der Einsatz seiner privaten Fernsehkanäle im Wahlkampf
gezeigt hat - während sich ungarische und österreichische Regierung unter un-
terschiedlichen Ausgangsbedingungen mit einer Vergrößerung ihres Einflusses auf
den öffentlichen Rundfunk »abmühen«: vielleicht hat das Ergebnis der politischen
Kontrolle des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in Ungarn durch die Orbin-Re-
gierung - der Wechsel der Zusehermehrheit zu den privaten TV-Stationen und
die Schwierigkeiten, auf diese denselben Einfluss auszuüben - die österreichische
Regierung bisher von einer Aufgabe der Sicherung einer dominierenden Position
des ORF abgehalten? In bei den Staaten wirdjedenfalls zur Zeit ein Vorschlag zur
Verschärfung der strafrechtlichen Bestimmungen für Joumalisten bzw. Medien
diskutiert.

v.
Als Basis betrachtet dieses Politikvers6ndnis - das sich nicht mehr als Ausgleich
unterschiedlicher Interessen, sondem als Repräsentation eines Gesamtinteresses
ansieht - einen Bürgerbegriff, der nicht bloß die »Fremden<' ausschließt, sondem
auch zwischen den Staatsbürgern eine Differenz zu setzen versucht: »Bürger« im
vollen Sinn sind nur mehr jene, die an den Refolll1programmen zur 13eseitigung
der jeweiligen »Notstände« teilnehmen - was auch einen rücksichtsloseren Ge-
brauch der politischen Mehrheiten dieser »Bürger« gegenüber den übrigen Staats-
bürgem rechtfertigen soll. Einen derart eingeschränkten Bürgerbegriffbenutzt vor
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allem die stärkste Fraktion der ungarischen Regierungskoalition, FIDESZ, die ih-
. ren Parteinamen auch auf Magyar Polgiti Part (Ungarische Bürger-Partei) erweiterte
und den Bürger-Begriffin ihrem etfl)lgreichen Wahlkampf 1998 als Kampfbegtiff
gegen die ~ als Repräsentanten des anti individualistischen, alten Einparteienstaats
dargestellten ~ Sozialdemokraten eingesetzt hat. Ein Phänomen, das in der Darstel-
lung aller drei rechtskonservativen Blöcke auch immer wieder als Arroganz ihrer
Spitzenrepräsentanten vom öfl:cntlichen Diskurs reflektiert wird, die an die traditio-
nellen I3ilder des sogenannten »Bürgerstolzes« erinnem.

Diese i)Bürger« nehmen auch in ihrem Lebensalltag ihr Schicksal selbst in Hand:
In dieser Vorstellung findet sich eine Grundlage des gemeinsamen Anliegens einer
Privatisierung der Sozialpolitik und einer Forcierung der Familienpolitik als Ersatz
[ur Sozialpolitik ~ und schließt damit letztlich alle, die aus sozialen oder anderen
Gründen dazu nicht fihig sind, vom Bürgerbegriff aus.

Derartige Ausschlussmechanismen, wie sie in den politischen Programmen und
Zielen der rechtskonservativen Regierungskoalitionen zu finden sind, sollen je-
doch vom Appell an einen übergreifenden Konsens, der bereits in den I3egriffen
selbst mitfomlUliert ist, verdeckt werden.

VI.

Der Schatten des Eisernen Vorhangs hat an seiner westlichen Seite einen spezifi-
schen, konsensualen Typ europäischer Nachkriegsdemokratie ~ den Neokorpora-
tismus ~ hervorgebracht, in dem Gegensätze nicht im öffentlichen Wettbewerb
der Parteien, sondern clandestin innerhalb dieser und ihrer Vermengung mit den
staatlichen Strukturen ausgetragen wurden und der u.a. rur das politische Nach-
kriegssystern Italiens oder Österreichs als charakteristisch gilt. Mit einer vergleich-
baren Beschreibung wird auch das späte Kidirregime in Ungarn ~ freilich als
Integration von Interessengegensätzen in eine, mit dem Staat identifizierte Partei
~ charakterisiert und im Verhältnis zur Ideologie des sozialistischen Einparteien-
staates mitunter sogar als vergleichsweise i)liberales« politisches System bezeichnet
~ was etwa Meinungsfreiheit und para-zivil gesellschaftliche Organisationsfonnen
betrifft (Vajda 1989, 27f).

Im Gegensatz zur üblichen, west-östlichen Perspektive der politischen Diskus-
sion und Analyse könnte man deshalb eine Urnkehr der I3lickrichtung versuchen.
Geht man dabei von vorliegenden Strukturanalysen der Durchsetzung der Ein-
parteienstaaten im (Süd)Osten Europas nach 1945 innerhalb der traditionellen,
patemalistischen Machtstrukturen dieser Staaten aus, so bedeutet das, dass diese
traditionellen Machtstrukturen auch die Jahrzehnte 'iirn Schatten« des Eisernen
Vorhangs relativ unbeschadet überstanden haben bzw. als Fortsetzung dieser tra~
ditionellen Strukturen anzusehen sind. Bereits Zbigniew Brzezinki hatte Ende der
sechziger Jahre in seiner Analyse des i)Sowjetblocks« (Brzezinski19745

) auf derar-
tige I3esonderheiten des nach 1945 in Osteuropa durchgesetzten politischen Sy-
stems der Einparteienstaaten aufmerksam gemacht und deren strukturelle Diffe-
renzen zur Sowjetunion (und anderen sozialistischen Staaten) rekonstruiert:
Brezinski beschreibt die Durchsetzung der i)Sowjetmacht« in Ostmitteleuropa ~
im Unterschied zum postrevolutionären institutionellen Wandel in der Sowjet-
union ~ vor allem als Resultat einer Kaderpolitik der kommunistischen Parteien
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im Rahmen bestehender Institutionen und Hierarchien (ebda, 84ft). Im Rück-
blick auf das untergehende »sowjetische Imperium« im europäischen Osten hat'
deshalb der ungarische Philosoph Mihily Vajda bereits 1989 auf die Möglichkeit
eines Wiedererstehens von - in den 40 Jahren der Einparteienherrschaft bewahr-
ten, sozusagen »eingefrorenen« - traditionellen Machtstrukturen hingewiesen, als
deren zentrales Merkmal in Mitteleuropa ein paternalistisches Politikverständnis
gilt (Vajda J 989, 134ft). Auch die Rechtfertigung dieses paternalistischen Politik-
verständnisses über nationale Interessen findet sich bereits im propagandistischen
Inventar der Staatsparteien und war ein Element einer »Pluralisierung« innerhalb
des sogenannten »Ostblocks«, auf dem die westliche Detente-Politik der siebziger
Jahre aufbaute (Brzezinski 1974, 507ft), und das ein relativ »liberales« System wie
den Kadarismus in Ungarn ebenso ermöglichte wie rechtfertigte.

An dieses Politikvers6ndnis - mit dem, wie auch Umfragen belegen, in den
rückblickenden Assoziationen weithin (soziale) Sicherheit und relativer Wohl-
stand verbunden werden (etwa mit der Ära Kreisky in Österreich ebenso wie mit
der Ridir-Ära in Ungarn) - scheinen alle drei rechtskonservativen Blöcke anzu-
knüpfen, und verprechen mit ihrer Nationssymbolik und deren historisierender
bzw. populärkultureller (Berlusconi) Darstellung, dass auch die aktuellen ökono-
mischen und sozialen Modernisiemngsprozesse innerhalb dieser traditionellen Struk-
turen nationalen Konsenses und seiner politischen Repräsentation in einem »pater
patriae« bewältigt werden könnten; dass dieses Poltikverständnis von der ungari-
schen R.egienmgskoalition vielleicht am deutlichsten und weitgehendsten rnit tra-
ditionellen Symbolen verbunden wird, rnag an der Wiederentdeckung 40 Jahre
lang tabuisierter Geschichtsdeutungen liegen. Zugleich lässt es die ungarische Re-
gierung gleichsam als »Avantgarde« des Neokonservativismus erscheinen und recht-
fertigt den Blickwechsel von Osten nach Westen.

Mit dieser ost-westlichen Perspektive, die Ansätze eines - ehemalige I3Iock-
grenzen Europas übergreifenden - neokonservativen Politikvers6ndnisses zu re-
konstruieren versucht, sollen jedoch keineswegs spezifische, einzigartige Aspekte
von politischer Kultur und Zeitgeschichte der einzelnen Staaten verwischt wer-
den - wie sie Pelinka (2001) fiir dieFPÖ und Österreich im Zusammenhang mit
der Beteiligung am und Mitverantwortung [ur den Holocaust zurecht hervorhebt.
Im kollektiven Gedächtnis der politischen Kulturen finden sich offenbar jedoch
auch darüber - auch im zeitlichen Sinn einer längeren Dauer - hinausgehende
Muster archiviert, die durch das Wegfallen der bipolaren Logik der europäischen
Nachkriegspolitik wieder in den Vordergnmd treten - etwa in Analogie zu einer
Bibliothek oder einem Archiv vorstellbar, in denen ein Verräumen der vordersten
Buch- oder Faszikelreihe den Blick auf die dahinterstehende freigibt. In diesem
Sinne meint die Frage nach einer Rückkehr der Geschichte auch nicht deren
Wiederholung, sondern etwa eine Erweiterung des öffentlich zugänglichen »Spei-
cherra urnes«.
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Anmerkungen

Das Zusammengehen der Auslöser des italienischen Neopatritismus, der Lega, mit der Alianzia
Nazionalc - dem prononciertesten Vetrteter dieser Gesamtstaatsideologie, in der Rerlusconi-Ko-
alition, aufgrund der beide verbindenden rechtspopulistischen Themen, wie ihrer Ami-Auslän-
derpolitik, wird zweifellos, wie in vielen Kommentaren bereits festgestellt, zu einer Zerreissprobe
um die Frage des politischen Systems zwischen Föderalismus und Zentralstaat fUhren.

2 Als Vizekanzlcr der großen Koalition und Parteiobmann war das Palais Belvedere Schauplatz
dieser Reden.
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